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			Freitag, 13. Mai 2022 - 133. Jahrgang Nr. 32.397

			Russische Aggression verurteilt

			Fernández trifft Scholz / Werbung für Argentinien als Energielieferant
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			Alberto Fernández und Olaf Scholz. (Foto: Casa Rosada)

			Berlin (dpa/wvg/mc) - Nach einem bilateralen Treffen in Berlin haben der deutsche Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) und Argentiniens Präsident Alberto Fernández vor den Folgen des Krieges in der Ukraine weit über Europa hinaus gewarnt. Zudem forderten sie ein Ende des russischen Angriffs. „Lateinamerika leidet unter den Folgen des Krieges“, sagte Fernández am Mittwoch in Berlin nach dem Gespräch mit Scholz. Der Krieg und die Sanktionen hätten die Preise für Lebensmittel und Energie in die Höhe getrieben. „Das ist kein Problem mehr zwischen der Nato und Russland oder zwischen der Ukraine und Russland. Das ist ein Problem für die Welt.“ Argentinien verurteile die russische Aggression gegen die Ukraine, der Krieg müsse schnellstmöglich gestoppt werden.

			„Es ist ein Krieg, der auch Folgen für die ganze Welt hat“, bestätigte Scholz. Es gebe jetzt steigende Preise für Energie und für Lebensmittel. Zudem sei zu befürchten, dass Länder wie die Ukraine, die eine wichtige Rolle für die Ernährungssicherheit der Welt spielen, nicht mehr in der Lage seien, Lebensmittel zu liefern.

			Angesichts der Auswirkungen des Krieges brachte Fernández Argentinien als Alternative bei der Versorgung mit Lebensmitteln und Energie ins Spiel. „Wir haben viel anzubieten“, bekräftigte er bei der gemeinsamen Pressekonferenz in Berlin. „Argentinien ist ein großer Produzent von Lebensmitteln und Energie.“ Sein Land verfüge über das zweitgrößte Vorkommen an nicht-konventionellem Gas, das in Form von Flüssiggas weltweit vertrieben werden könne.
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			Fernández sagte zudem, dass Argentinien eine Reihe von Projekten zur Gewinnung von Wasserstoff vorantreibe. „Das sind alles Chancen, um Energie in andere Teile der Welt zu liefern“, sagte der Staatschef. „Deutschland hat eine lange Geschichte der Investitionen in Argentinien und kann auf uns vertrauen.“ Bundeskanzler Scholz unterstrich das gewaltige Potential Argentiniens bei den erneuerbaren Energien und sagte, dass das Land einen „unverzichtbaren Beitrag“ leisten werde.

			Argentinische Sanktionen gegen Russland lehnte Fernández ab. Da die beiden Länder kaum wirtschaftliche Beziehungen unterhielten, seien Sanktionen kein Thema, sagte er auf die Frage eines Journalisten. Außerdem hätten die Sanktionen in Argentinien und dem Rest der Welt negative Auswirkungen. Politische Beobachter werteten Fernández‘ Aussagen in Berlin dennoch als Verschärfung der argentinischen Position gegenüber Russland. Noch vor Kriegsbeginn hatte Fernández während seiner letzten Europa-Reise dem russischen Präsidenten Putin Anfang Februar angeboten, Argentinien könne der „Türöffner Russlands in Lateinamerika“ sein.
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			Mit Blick auf den G20-Gipfel in Indonesien sprach sich Fernández dagegen aus, Russland wegen des Kriegs aus der Staatengruppe auszuschließen. „Aufgrund des Charakters der G20 ist das kein Thema, mit dem wir uns auseinandersetzen sollten“, sagte der argentinische Staatschef. „Es wäre gut, wenn das G20-Treffen ein Ort sein könnte, wo wir Russland klarmachen, dass die Welt unter der Entscheidung leidet, die es getroffen hat. Und wo Russland zuhören kann, nicht der Nato - der Welt.“

			Deutschland war nach Spanien die zweite Station von Fernández‘ Europareise. Gestern reiste er zu einem Treffen mit dem französischen Präsidenten Emmanuel Macron weiter nach Paris. Zu Wochenbeginn hatte Fernández in Madrid den spanischen Ministerpräsidenten Pedro Sánchez und König Felipe VI. getroffen.

			Abseits der Weltpolitik nutzte Fernández seine Reise auch für innenpolitische Botschaften: Eineinhalb Jahre vor dem Ende seiner Amtsperiode kündigte er am Dienstag im spanischen Fernsehen eine erneute Kandidatur für die Präsidentschaftswahl im kommenden Jahr an. Seinen Kirchner-nahen Gegenspielern innerhalb der Regierung drohte er von Berlin aus, dass Funktionäre, die die geplante Kürzung der Energiesubventionen blockieren würden, nicht länger Teil der Regierung sein könnten.
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			Lateinamerika
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			45 Tote in Havanna

			Rettungseinsätze nach Hotelexplosion beendet
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			Das Luxushotel ist stark beschädigt Einsatz. (Foto: dpa)

			Havanna (dpa) - Sechs Tage nach der Gasexplosion in einem geschlossenen Luxushotel auf Kuba ist die Zahl der Todesopfer auf mindestens 45 Menschen gestiegen. Die Rettungsarbeiten in den Trümmern in der Altstadt von Havanna wurden am Donnerstag beendet, wie das Präsidialamt des sozialistischen Karibikstaates auf Twitter mitteilte. Die staatliche Nachrichtenagentur ACN berichtete, am Donnerstag sei noch eine Leiche geborgen worden. Von 98 Verletzten wurden nach einer Mitteilung des Gesundheitsministeriums zwölf Erwachsene und vier Minderjährige noch in Krankenhäusern behandelt - darunter sechs Menschen in kritischem Zustand.

			Unter den Toten waren den Angaben zufolge vier Minderjährige, eine schwangere Frau und eine Ausländerin - eine spanische Touristin. Die Todesopfer waren demnach zwischen 10 und 77 Jahre alt. Staatspräsident Miguel Díaz-Canel rief am Donnerstag Staatstrauer von 6.00 Uhr am Freitag bis Mitternacht am Samstag aus.

			Am Vormittag des 6. Mai hatte eine starke Explosion das Hotel Saratoga großteils zerstört. Nach ersten Erkenntnissen war ein Gastank explodiert, als gerade Flüssiggas angeliefert wurde. Wegen der Coronavirus-Pandemie war das bekannte Fünf-Sterne-Hotel, wenige Schritte vom Kapitol entfernt, seit etwa zwei Jahren geschlossen. Am Dienstag dieser Woche sollte es wiedereröffnet werden.

			Die unteren drei Etagen des neoklassizistischen Gebäudes waren völlig verwüstet. Die Wucht der Explosion riss die Fassade weg, von der Straße aus waren die zerstörten Zimmer zu sehen. Auch mehrere weitere Gebäude in der Umgebung wurden beschädigt, darunter ein Theater, eine Grundschule und eine Kirche.
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			Kontinent in Kürze

			BRASILIEN

			Lula kandidiert

			São Paulo - Ein knappes halbes Jahr vor der Präsidentenwahl in Brasilien hat der ehemalige Staatschef Luiz Inácio Lula da Silva seine Kandidatur angekündigt. „Alles, was wir getan haben und was das brasilianische Volk erreicht hat, wird von der aktuellen Regierung zerstört“, sagte der 76-Jährige am Samstag bei einer Kundgebung in São Paulo. „Wir werden nicht aufgeben - nicht ich und nicht unser Volk. Die Sache, für die wir kämpfen, hält uns am Leben.“ Lula bewirbt sich um die Nominierung seiner Arbeiterpartei (PT) für die Wahl am 2. Oktober. 

			COSTA RICA

			Präsident will Neustart

			San José - Costa Ricas neuer Präsident Rodrigo Chaves hat bei seinem Amtsantritt Investitionen in die Bildung und einen entschlossenen Kampf gegen die Korruption angekündigt. „Die Widersprüche unseres Landes schmerzen uns und machen das Leben unserer Bürger schwerer, als es in einem demokratischen, friedliebenden und so reichen Land wie dem unseren sein sollte“, sagte der Staatschef nach seiner Vereidigung am Sonntag.  
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			OAS

			Mexikos Teilnahme fraglich

			Mexiko-Stadt - Mexikos Präsident Andrés Manuel López Obrador will einem Amerika-Gipfel in den USA fernbleiben, falls Kuba oder andere Länder ausgeschlossen werden sollten. „Wenn nicht alle eingeladen werden, wird eine Vertretung der mexikanischen Regierung hinfahren, aber ich nicht“, sagte das linksgerichtete Staatsoberhaupt am Dienstag in Mexiko-Stadt. Brian Nichols, der im US-Außenministeriums für Angelegenheiten der westlichen Hemisphäre zuständig ist, hatte vor wenigen Tagen angekündigt, die Regierungen von Kuba, Nicaragua und Venezuela würden wohl keine Einladung erhalten. 

			CHILE

			Anzeige gegen Polizeiführung 

			Santiago de Chile - Rund zweieinhalb Jahre nach den wochenlangen Protesten gegen die chilenische Regierung haben Menschenrechtsaktivisten Strafantrag gegen die Führung der Polizei gestellt. Die Offiziere der Carabineros hätten nichts gegen die von Polizisten verübten Menschenrechtsverletzung während der Proteste unternommen, hieß es in einer am Dienstagabend veröffentlichten Mitteilung des Nationalen Instituts für Menschenrechte (INDH). Die Wahrheit müsse ans Licht kommen und die Verantwortlichen müssten zur Rechenschaft gezogen werden. Gegen einzelne Ex-Polizisten aus unteren Rängen laufen bereits Strafverfahren.

			BRASILIEN

			Ukrainer aufgenommen

			Brasília - Seit dem russischen Angriff auf die Ukraine haben Millionen Menschen ihre Heimat verlassen - 197 von ihnen haben über weltweite Kirchenkontakte auch in Brasilien Schutz gesucht. Dies gab der Vorstand der «Associação Batista de Ação Social de Curitiba», die die Aufnahme unterstützte, am Dienstag bekannt. Demnach kamen die meisten Ukrainer (50) in São José dos Campos im Bundesstaat São Paulo und in São Paulo an. 
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			ECUADOR

			Tote bei Kämpfen in Gefängnis

			Santo Domingo - Bei gewalttätigen Auseinandersetzungen in einem Gefängnis in Ecuador sind mindestens 41 Menschen ums Leben gekommen. Die meisten Opfer in der Haftanstalt von Santo Domingo im Nordwesten des Landes seien mit Hieb- und Stichwaffen getötet worden, sagte Innenminister Patricio Carrillo am Montag. „Was am heutigen Morgen in dem Gefängnis von Santo Domingo geschah, ist eine Grausamkeit.“ Das Gefängnis sei mittlerweile wieder unter der Kontrolle der Sicherheitskräfte, sagte Polizeichef Fausto Salinas. Zahlreiche Häftlinge versuchten, während der Kämpfe aus der Haftanstalt zu fliehen. 

			MEXIKO / KUBA 

			Kooperationsvertrag 

			Havanna - Mexiko und Kuba haben eine engere Zusammenarbeit im Gesundheitssektor vereinbart. Kubas Staatschef Miguel Díaz-Canel und Mexikos Präsident Manuel López Obrador unterzeichneten am Sonntag in Havanna ein entsprechendes Abkommen. Vereinbart wurde eine Zusammenarbeit im medizinischen und wissenschaftlichen Bereich. Kuba ist bekannt dafür, häufig Ärzte in andere Länder zu schicken, um bei medizinischen Notlagen zu helfen. Auch in Mexiko kommen immer wieder Mediziner aus Kuba zum Einsatz. (dpa/mc)

		

	
		
			Internationale Politik
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			„Auf den Sieg!“

			Putin nimmt Militärparade ab / Kein Kriegsende in Sicht
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			Russlands Präsident Putin beobachtet die Militärparade zum 9. Mai. (Foto: dpa/tmn)

			Moskau (dpa/wvg) - Bei der traditionellen Militärparade zum Tag des Sieges über Nazideutschland lief für Kremlchef Wladimir Putin nicht alles nach Plan. Der Oberbefehlshaber, der zurzeit in der Ukraine Krieg führt, nutzt zwar die Waffenschau am Montag zum 77. Jahrestag des Sieges der Sowjetunion im Zweiten Weltkrieg erwartungsgemäß als Machtdemonstration. Weil aber teils dicke Wolken über dem Roten Platz in Moskau hängen, muss eine vielfach geprobte Flugschau mit Kampfflugzeugen abgeblasen werden.

			Kampfjets sollten am Himmel eigentlich den Buchstaben „Z“ bilden, das Symbol für die „militärische Spezial-Operation“, wie der Krieg gegen die Ukraine offiziell genannt wird. Er steht unter anderem für „Za Pobedu“ – „Für den Sieg“.

			Allerdings bläst Putin nicht - wie im Westen befürchtet - zu einer Teil- oder Generalmobilmachung, um mit dem Krieg in der Ukraine voranzukommen. Manche Kommentatoren im Internet lästern, die ausgefallene Flugshow sei ein Omen dafür, dass es insgesamt nicht gut laufe in der Ukraine.
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			Putin indes gibt sich in Feierlaune, schüttelt Weltkriegsveteranen auf der Ehrentribüne die Hände. Sein großes Thema an diesem Tag: der Kampf gegen Nazi-Deutschland und der Sieg und das Erbe, so etwas nie wieder zuzulassen. In seiner Rede schlägt Putin den Bogen zum Krieg in der Ukraine. Ungewöhnlich leise, fast kleinlaut spult Putin aber in seiner Rede ab, was er oft gesagt hat: Schuld an dem Konflikt sei der Westen, allen voran die Nato. Russland habe sich dialogbereit gezeigt, habe Sicherheitsgarantien vorgeschlagen. Es sei deshalb die „notwendige, rechtzeitige und einzig richtige Entscheidung“ gewesen, in das Nachbarland einzumarschieren.

			Der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj sieht unterdessen deutliche Fortschritte bei den Bemühungen um internationale Sicherheitsgarantien für sein Land. Damit könnte die von Moskau geforderte politische Neutralität der Ukraine in einer Nachkriegszeit abgesichert werden. Vize-Regierungschefin Iryna Wereschtschuk verhandelt derzeit mit der russischen Seite um ein ungewöhnliches Tauschgeschäft - russische Kriegsgefangene gegen schwer verwundete ukrainische Soldaten aus dem Werk Azovstal in Mariupol.

			Zudem drosselte die Ukraine am Mittwoch den Gastransit durch das Gebiet Luhansk im Osten des Landes. Begründet wurde dies damit, dass der Betrieb in einer Station kriegsbedingt nicht mehr kontrolliert werden könne. Die deutsche Bundesregierung trat sogleich Befürchtungen entgegen, dass Gas in Deutschland bald knapp werden könnte.

			In Deutschland begann unterdessen die Bundeswehr mit der Ausbildung der ersten ukrainischen Soldaten an der Panzerhaubitze 2000. Die Schulung von bis zu 18 Besatzungen findet an der Artillerieschule der Bundeswehr in Idar-Oberstein statt. Zur Verteidigung gegen den russischen Angriff wollen Deutschland und die Niederlande der Ukraine insgesamt zwölf Panzerhaubitzen liefern.
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			Charles bald Prinzregent?

			Thronfolger eröffnet Sitzungsperiode des britischen Parlaments
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			Prinz Charles spricht bei der Eröffnung des britischen Parlaments. (Foto: dpa)

			London (dpa) - Die Krone trug er noch nicht. Dieses Zeichen der Macht steht Prinz Charles bisher nicht zu. Doch als der älteste Sohn von Queen Elizabeth II. in Galauniform formal das britische Parlament eröffnete, thronte die schwere Imperial State Crown des Monarchen ganz in seiner Nähe auf einem samtenen Kissen. Das Bild macht deutlich: Auch ohne Krönung wird Charles immer mehr zum Gesicht der britischen Monarchie. „Der Thronfolger steht kurz davor, de facto Prinzregent zu werden“, sagte Peter Hunt, einst Royals-Kommentator der BBC, der Nachrichtenagentur PA.

			Offiziell sprang Charles beim sogenannten State Opening of Parliament am Dienstag nur kurzfristig für seine Mutter ein, die seit längerem wegen gesundheitlicher Probleme kürzertritt. Doch die historische Zeremonie bot bereits einen Blick in die Zukunft, in eine Zeit, in der die Herrschaft von Elizabeth II. unweigerlich beendet ist.

			Zwar übertrug die Queen ihrem Sohn nur vorübergehend eines ihrer konstitutionellen Rechte. Denn für den Fall, dass die Monarchin aus irgendeinem Grund unpässlich ist, ist natürlich vorgesorgt. Mehrere sogenannte State Counsellors, üblicherweise die nächsten in der Thronfolge, übernehmen dann. Doch zentrale Rechte wie Ernennung des Premierministers oder - formale - Zustimmung zu Gesetzen bleiben unberührt.
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			Nun weisen erstmals britische Medien darauf hin, dass es theoretisch denkbar wäre, dass die Queen grundsätzlich ihre Aufgaben an Charles überträgt, aber im Amt bleibt. Eine solche Regentschaft gab es zuletzt vor mehr als 200 Jahren: Damals übernahm Prinz Georg, später König Georg IV., die Amtsgeschäfte von seinem Vater Georg III. bis zu dessen Tod 1820. Queen Elizabeth II. nimmt allerdings weiter ihre Pflichten wahr, daher stellt sich die Frage nicht.

			Doch der Einsatz machte deutlich, dass Prinz Charles mittlerweile die zentrale Rolle im Königshaus einnimmt. Zumal es keinesfalls danach aussieht, dass seine Mutter ihre Malaisen bald überwindet. Im Gegenteil. Die 96-Jährige wirkt immer gebrechlicher. Sie könne sich nicht bewegen, sagte die Queen kürzlich selbst. Es wird nicht damit gerechnet, dass sie je wieder das Parlament eröffnen wird. Die Ausnahme Charles dürfte nun zur Norm werden - und ist eine Zäsur.

			Schon länger verzichtet die Königin auf Auslandsreisen und lässt sich von Mitgliedern der Royal Family vertreten. Mittlerweile nimmt die Queen auch immer weniger Termine im Inland wahr, selbst Veranstaltungen in Windsor nahe ihrer Residenz sagte sie zuletzt ab. Die Queen, so die verbreitete Einschätzung, sammelt ihre Kräfte, um Anfang Juni bei den Feierlichkeiten zu ihrem 70. Thronjubiläum möglichst viele Veranstaltungen miterleben zu können.
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			Weltnachrichten

			GROSSBRITANNIEN

			Aus für Sonderregeln?

			London - Die britische Regierung hat der EU ultimativ mit der einseitigen Aufkündigung der Brexit-Sonderregeln für Nordirland gedroht. Die Lage in der britischen Provinz sei eine Frage von Frieden und Sicherheit für das Vereinigte Königreich, sagte Außenministerin Liz Truss einer Mitteilung zufolge gestern in einem Gespräch mit EU-Vizekommissionspräsident Maros Sefcovic. Das Nordirland-Protokoll sei zur größten Hürde für die Bildung einer Regionalregierung in dem Landesteil geworden und führe zu „inakzeptablen Störungen“ im innerbritischen Handel. Einem Bericht der Zeitung „Telegraph“ zufolge wollte die Ministerin der EU eine Frist von 72 Stunden setzen. Das Nordirland-Protokoll aus dem Brexit-Vertrag soll Kontrollen an der Grenze zum EU-Mitglied Republik Irland verhindern. Im Gegenzug ist allerdings eine Zollgrenze zwischen Nordirland und dem Rest des Vereinigten Königreichs entstanden.

			FRANKREICH

			Neuausrichtung versprochen

			Paris - Frankreichs wiedergewählter Präsident Emmanuel Macron ist offiziell ins Amt eingeführt worden. Der Staatschef bemühte sich bei dem feierlichen Akt am Samstag im Pariser Élyséepalast, eine Neuausrichtung seiner in Frankreich oft kritisierten Politik zu signalisieren. „Dieses neue Volk, das anders ist als vor fünf Jahren, hat einem neuen Präsidenten ein neues Mandat anvertraut“, sagte der 44-Jährige, der sich vor zwei Wochen gegen die Rechtsnationale Marine Le Pen durchgesetzt hatte. Macron sprach bei seiner Amtseinführung die Brüche in der Gesellschaft an. Gemeinsam müsse man eine neue Methode erfinden, um einen neuen Gesellschaftsvertrag zu erschaffen. Er wolle Frankreich zusammenbringen, vom ländlichen Raum zu den Arbeitervierteln und vom Festland bis nach Übersee.

			NORDKOREA

			Corona-Ausbruch

			Seoul - Nordkorea hat erstmals seit dem Beginn der Corona-Pandemie vor mehr als zwei Jahren offiziell Infektionsfälle mit dem Erreger bestätigt und einen landesweiten Lockdown verhängt. Betroffen von dem Ausbruch mit der Omikron-Subvariante BA.2 ist Staatsmedien zufolge die Hauptstadt Pjöngjang. Das Politbüro der herrschenden Arbeiterpartei habe den Ausbruch bei einer Sitzung unter Machthaber Kim Jong Un als „ernsthaftesten Notfall des Staats“ eingestuft. Wie viele Fälle es gibt, war zunächst unklar. Südkorea zeigte sich grundsätzlich bereit, mit dem abgeschotteten Nachbarland bei der medizinischen Versorgung zusammenzuarbeiten. Nordkorea war bis gestern eines der wenigen Länder der Erde, die der Weltgesundheitsorganisation (WHO) noch keine einzige Corona-Infektion gemeldet hatten.
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			WESTAFRIKA

			Drohende Hungerkrise

			Dakar - Mehr als 10,5 Millionen Menschen in der Sahelregion sind dem Internationalen Komitee des Roten Kreuzes (ICRC) zufolge in den kommenden Monaten von Hunger bedroht. Die Situation im sogenannten grünen Hunger - wenn die Vorräte aufgebraucht sind, die neue Ernte aber noch nicht zur Verfügung steht -, werde durch Konflikte und Fluchtbewegungen verschärft, warnte das ICRC am Donnerstag. In den westafrikanischen Ländern Mali, Burkina Faso, Niger und Mauretanien seien mindestens zwei Millionen Menschen auf der Flucht. Hinzu komme, dass der Sahel zu den besonders vom Klimawandel betroffenen Regionen gehört. Eine der schwersten Dürren seit Jahrzehnten hat zu starkem Rückgang der Ernteerträge geführt.

			PHILIPPINEN

			Marcos Jr. erklärt Wahlsieg

			Manila - Auf den Philippinen hat sich Ferdinand „Bongbong“ Marcos Jr., der Sohn des früheren Diktators Ferdinand Marcos, zum Sieger der Präsidentenwahl erklärt. Nach einer inoffiziellen Auszählung von 98 Prozent der Stimmen errang der 64-Jährige bei der Wahl am Montag einen Erdrutschsieg. „Er wird der 17. Präsident der Philippinen sein“, verkündete sein Sprecher Victor Rodriquez am Mittwoch in der Hauptstadt Manila. Das offizielle Ergebnis kann nur der Kongress aus Senat und Abgeordnetenhaus verkünden. Dies wird erst in einigen Wochen erwartet.

			ISRAEL/PALÄSTINA

			Untersuchung abgelehnt

			Ramallah/Tel Aviv - Die Palästinenserführung hat Israels Wunsch nach einer gemeinsamen Untersuchung des Todes einer Reporterin des TV-Senders Al-Dschasira abgelehnt. „Weil sie das Verbrechen begangen haben, weil wir ihnen nicht vertrauen, und weil wir uns sofort an den Internationalen Strafgerichtshof wenden werden, um die Verbrecher rechtlich zu belangen“, sagte Präsident Mahmud Abbas gestern bei einer Trauerfeier für die im Westjordanland erschossene Schirin Abu Akle in Ramallah. Israels Ministerpräsident Naftali Bennett hatte bereits zuvor die Vorwürfe von Abbas zurückgewiesen. Die Journalistin war am Mittwoch während eines israelischen Militäreinsatzes im besetzten Westjordanland durch Schüsse getötet worden. Es blieb zunächst unklar, wer für den Tod der in der arabischen Welt bekannten 51-Jährigen verantwortlich ist. (dpa/wvg)
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			Geschäftsnachrichten

			Helmerich & Payne

			Dieses US-Großunternehmen, das in den USA führend auf dem Gebiet der Erdölbohrungen ist, hat angekündigt, dass es u$s 33 Mio. für die lokale Firma Galileo beitragen werde, um sich als Aktionär zu beteiligen. Galileo erteilt der Firma zunächst einen Wechsel, der auf Dollar lautet und mit 5% jährlich verzinst wird, der in Aktien umgetauscht werden kann. H&P ist nicht nur interessiert, Bohrungen für Erdölunternehmen in Argentinien zu bieten, sondern auch die Technologie von Galileo, um Pressgas zu erzeugen, in den USA einzuführen.

			Cencosud

			Dieser multinationale Betreiber von Supermärkten, der in Argentinien mit den Marken Jumbo, Disco, Easy und VEA präsent ist, hat in Brasilien die Supermarktkette Giga für ca. u$s 100 Mio. gekauft. Dadurch wird der Konzern jetzt auch im Staat Sao Paulo tätig sein. Bisher hatte er Lokale in Bahía, Serguipe, Minas Gerais, Goia, Rio de Janeiro, Alagoas und Ceará. Brasilien steht bei Cencosud nach Chile und Argentinien an dritter Stelle. In Argentinien konzentriert sich Cencosud jetzt auf Easy, die Geschäfte, in denen Baumaterialien und Ausstattungen für Haushalte geboten werden. 2022 werden sechs neue Easy-Geschäfte eröffnet, und 2023 sollen es etwa noch mal so viele sein, so dass es insgesamt über 50 Easy-Geschäfte sein werden.

			Smurfit Kappa

			Dieses auf dem Gebiet der Schachteln u.a. Kartonverpackungen weltweit führende Unternehmen, mit Fabriken in den Vororten Bernal und Laferrere hat eine neuen Fabrik von der Firma Argenkraft gekauft, die sich im Westen der Stadt Buenos Aires befindet. Die Zunahme der Warenkäufe über Internet hat auch den Paketbedarf erhöht. Die Verpackungen aus Pappe u.dgl. werden nach Gebrauch wieder zu Pappe gemacht, so das kein Umweltproblem wie bei Kunststoffen entsteht.

			Mercado Libre

			Dieses Unternehmen, das sich mit Handel über Internet und Paketvertrieb befasst, hat bekanntgegeben, dass es in diesem Jahr 14.000 neue Arbeitsplätze in Lateinamerika schaffen werde. 5.200 entfallen auf Mexiko, 4.000 auf Brasilien, 2.400 auf Argentinien, 1.200 auf Kolumbien, 1.000 auf Chile und 200 auf Uruguay. Die Firma sieht vor, Ende dieses Jahres eine Gesamtbelegschaft von 44.000 Personen zu haben. 60% der neuen Arbeitsplätze entfallen auf Logistik, 30% auf die technologische Abteilung und 10% auf das kommerzielle Gebiet. In Argentinien soll die Belegschaft dieses Jahr um 26% erhöht werden.
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			Alto Palermo

			Dieses große Shopping-Center im gleichnamigen Stadtbezirk, das der Firma IRSA gehört, die Eduardo Elzstain kontrolliert, hat ein Investitionsprogramm von u$s 45 Mio. in Angriff genommen, von denen u$s 25 Mio. IRSA entfallen und u$s 20 Mio. auf die verschiedenen Mieter der Lokale. Es handelt sich einmal um eine Erweiterung von 5.000 qm auf einem Grundstück, das neben dem Shopping liegt, dann um ein neues Gastronomiezentrum im Stil von Mercat, mit Terrassen im Freien, und schließlich um allgemeinen Verbesserungen. Was Gastronomie betrifft, sollen jetzt außer den bestehenden Fast-food-Ketten McDonald‘s, Mostaza und Wendy, Gourmet-Restaurants hinzukommen. 

			Tetra Pak

			Dieses Unternehmen schwedischen Ursprungs, das besondere Verpackungen aus Karton, Aluminium und Polyethylen herstellt, hat eine Investition von E 30,2 Mio. (gleich u$s 31,6 Mio.) angekündigt, die vornehmlich dazu bestimmt ist, die Kapazität der Fabrik in La Rioja um 30% zu erhöhen. Diese Fabrik beschäftigt 200 der 500 Arbeitnehmer, die das Unternehmen landesweit hat. Die Investition ist auch darauf ausgerichtet, die Kosten zu verringern.

			Mastellone

			Dieses auf dem Gebiet der Milchindustrie mit Abstand führende Unternehmen, das mit der Marke “La Serenísima” auftritt, weist im 1. Quartal 2022 einen Verlust von leicht über einer Milliarde Pesos auf. Im ganzen Jahr 2021 wies das Unternehmen einen Verlust von $ 2,3 Mrd. aus, und 2020 einen von $ 2,3 Mrd. Die Leitung der Firma weist darauf hin, dass der Dauerverlust darauf zurückzuführen sei, das ihr nicht erlaubt werde, Kostenerhöhungen auf die Preise abzuwälzen. SanCor, das seinerzeit zweitgrößte Unternehmen der Branche, geriet schon vor Jahren in eine tiefe finanzielle Krise, und musste Teile des Unternehmens abgeben und sich drastisch verkleinern. All dies dementiert die Auffassung von Handelssekretär Feletti, dass die Unternehmen zu viel verdienen.

			YPF

			Das staatlich durch Kapitalmehrheit kontrollierte Erdölunternehmen wies im 1. Quartal 2022 einen Gewinn von $ 26,42 Mrd. aus, der sich mit einem Verlust von $ 2,25 Mrd. in der gleichen Vorjahresperiode vergleicht, wobei die Produktion von Erdöl und Gas um 16% stieg. Die Bruttoeinnahmen lagen, in Dollar umgerechnet, bei u$s 3,63 Mrd., 37,5% über der gleichen Vorjahresperiode.

			[image: ]
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